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der öffentlichen Landta ; ssitzur vor 13. Dezember 1945. 
Beginn der Sitzen; nachts. 5 Uhr 

i', rýesenc? alle Mitglieder 
tcr; i ungsvertreter: Regierungschef 'Trick. 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird verlesen. Hiezu 

be_herkktt. IAbg. H. Brurhart, ob bei den IJotstandsarbeiten 30% 

der Löhne oder 30p der. Gesamtkosten subventioniert werden. 
'egierungschef Prick entwort : ct, dass 30 A der Löhne subventio- 

niert werden. ', eiters bemerkt Abg. Sele, dass er bei der SSub- 

ýTentio. nierung der Traktoren den Antrag gestellt ha e, die 

laufenden Gesuch wohlwollend zu erledigen. 

. 
herauf wurde das Protokoll genehmigt. 

1. V%ahl des Landesschulrates: 
Der -Präsident gab die Vorschläge der Parteien bekannt. 

is wurden gewählt: Pfarrer ', ', 'achter ±Diauren, mit 15 Stimmen, 
Oberlehrer Ferd. Hoop, : eschen mit 15 Stimmen, 

_a. "lt-}iegierungschefste lvertreter Dr. A. Vogt Vaeluz mit 15 Stimmten 

alt-Regic; ruuý; srat Joh. C. ig. Hasler Wischen mit 15 StimMen 

Heidegger idarcell 'niesen als rsatzL_. nn mit 14 Stimmen, 
ii. ýarxer Engelbert jun. Diauren als _Prsatzulann mit 15 Stimmen. 

2. rsatzwahl in die Landessteuerkommission: 

Anstelle des zum Regierungssekretärs Josef Bi: i. chel wird fierr 

r. jur. Erich Seeger in Schaan als Ersatzmitglied in die 

Landessteuerkommission einstimmig gewählt. 

3, 
_ 

tzwahl in die Gesundheitskommissionen: 

Astelle der zurückgetretenen : Mitglieder der Gemeindegesusld- 

heitskommission wird für Alfons ýlhöny Vaduz Herr Johann Kaiser 
Vaduz und für Johann Hasler Gamprin Herr Erwin Heeb in Bendern 
beide einstimmig, gewählt. 

4, ", `alzl der Gerichte: 
Bevor die VVlahlen vorgenommen wurden, gab Präsident Strub die 
Erklärung ab, dassdie Bürgerpartei aus höheren Interessen und 
um eine -Krise zu vermeiden sich entschlossen hat den /Dnschen 
der Union zu ents-rechen und ihr die bishermgmm innegehabtel 
Zahl der Mandate auch weiterhin zuzubilligen. 
Der Präsident gab dann hierauf die Vorschläge für die Wahl 
der Gerichte b ekaaznt . 

-gis vrurdengewählt: 

a) Oberster Gerichtshof: 
Prof. Gschnitzer Innsbruck, als Vorsitzenden mit 15 Stimmen, 
Dr. Schwander Lachen, als Stellvertret::, r : nit 15 Stimmen, 
Dr. i. oritz Feldkirch, als Richter mit 14 Stimmen, 
Dr. Eugen TJipp Vaduz, als Richter, 
Paul BGL_chel -uggell, als Lichter init 15 Stimmen, 
'"zendelin Beck Triesenberg, als Richter mit 15 Stimmen, 
Dr. Briem Feldkirch, Ersatzrichter. ; nit 14 Stimmen, 
Georg Steger Balzers mit 14 Stimmen (Ersatzmann) 
ýdigg Franz Balzers 80 mit 15 Stimmen, (Ersatzmann) 
Alfred 'ý; anger f, schen, als Ersatzmann mit 15 Stimmen. 
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b Oberbericht 
Dr. Jakob Eugster St. Gallen, als Vorsitzender mit 15 Stimmen, 

Dr. Murr Feldkirch, als Stellvertreter mit 14 Stimmen, 

Dr. Schreiber Feldkirch, als Richter mit 14 ; stimmen, 

Lehrer Hugo Büchel Vaduz, als Richter mit 13 Stimmen, 

Malin Josef, Stukateur, L'-Lauren als Richter mit 14 Stimmen, 

Kind Aloe Gamprin 52, als Richter mit 14 Stimmen 

Dr. Kornexl Feldkirch, als Ersatzrichter mit 14 Stimmen, 

Merd. 'Wohlwend, Gamprin, als Ersatzrichter mit 15 Stimmen, 

Franz Laternser Vaduz, als Ersatzrichter mit 15 Stimmen, 

Oehri Chrysostomus Ruggell, als Ersatzrichter mit 15 Stimmen. 

c) Wahl des Kriminalgerichtes: 
Dr. vlechner . 

Peld_. irch, als Vorsitzender mit 15 Stimmen, 

Dr. Popp St. Gallen, als Stellvertreter mit 15 Stimmen, 

Oberlehrer Kranz in Schaan, als Richter, mit 14 Stimmen, 

Emil Risch Triesen 144, als Richter mit 11 Stimmen, 

Oehri Adam Gamprin, als Richter mit 15 Stimmen, 

Bürzle Wilhelm Balzers, als Ersatzrichter mit 14 Stimmen, 

Eberle Andreas Triesenberg 82, als Ersatzrichter mit 15 Stimmen, 

d) Schöffen ericht: 
Iremäss der Verfassung sind die Ersatzrichter des Kriminalge- 

richtes die Richter des Schöffengerichtes mmul während die 

Richter des Kriminalgerichtes als Ersatzrichter des SclUffen- 

gerichtes zu amtieren haben. In diesem Sinne wurden bestätigt: 

Bürzle Wilhelm Balzers als Richter mit 15 Stimmen, 

Eberle Andreas Triesenberg 82 als Richter mit 15 Stimmen, 

Oberlehrer Kranz Schaan, als Ersatzrichter mit 15 Stimmen, 
Emil Risch Triesen, als Ersatzrichter mit 15 Stimmen, 

Oehri Adam Gamprin, als Ersatzrichter mit 15 Stimmen. 

$, Einbürgerung von Hochw. Herrn Kaplan Geldenbott und seiner 
Haushälterin Maria Iiemmkeppler in Schaan. 

Nach Verlesung der diesbezüglichen Unterlagen durch den 

Präsidenten wird Hochw. Herr Kaplan Geldenbott, fürstlich 

Geistlicher Rat und seine Haushälterin Agate Maria Hemrnkeppler 

beide in Schaan taxfrei in den liechtensteinischen Staatsver- 

band und damit in das Gemeindebürgerrecht von schaan einstimmig 

a , -fgcnommen . 
6. Beantwortung der Interpellation Kindle durch die fürstliche 

_ 
Regierung. 

Der Präsident verliest ein Schreiben des Abg. Kindle vom 
13. Dez. 19451worin er die Interpellation zurückzieht, da in- 

zwischen verschiedene Wegweisun�"sfäille rechtskräftig geworden 

sind und in anderen . 
Fällen die Verwaltungs#eschwerdeinstanz 

bereits entschieden haben dürfte, sodass die Beantwortung der 
Interpellation nicht mex aktuell sei. Die Beantwortung sei zu 
lange hinausgezögert worden. 
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li erauf antwortete Herr Regierungschef Frick, dass er der 

Ansicht sei, dass die Interpellation doch zu beantworten sei, 
da die Regierung unmöglich die Schuld auf sich lasten lassen 

kämme, die ihr in die Schuhe geschoben worden sei. r stelle 
fest, dass dies die erste öffentýiche Landtagssitzung seit der 

1ingabe der Interpellation sei. r habe in der letzten Konfe- 

renzzimmersitzung des Landtages darauf hingewiesen, dass ihm 

wo möglichst bald eine Gelegenheit gegeben werden sollte, um 
die Interpellation zu beantworten. Die Interpellation sei 
im öffentlichen Landtag verlesen und begründet werden und 

müsse auch im öffentlichen Landtage beantwortet werden. Die 

Proteste, die Abg. Kindle heute gegen die 1'. eantwortung der 
Interpellation erhoben habe, seien nicht angebracht. Art. 63 

der Verfassung verpflichte ihn, die Interpellation zu beant- 

v orten, 

Abi;. kindle macht geltend, dass bei der letzten öffent- 

lichý: n Sitzung die Rede davon gewesen sei, dass in iängstený. 
14 Tagen wieder eine "itzung stattfinden würde. j: ir habe die 

A. uffassung, dass die heutige Beantowrtung der Interpellation 
doch keine einflussnehmende Vüirkung mehr habe und dass damit 

die Interpellation gegesntaridslos geworden ist. 

Präsident Strub fuhrt aus, dass seit dieser Zeit keine 
Traktanden für die iffentliche Sitzung auf der Tagesordnung 

waren und dass die Interpellationsbeantwortung er yeinzige 

Verhandlungsgegenstand gewesen wäre. Nachdem Herr Regierungs- 

chef Frick dazumal angekündigt habe, dass die eingeleiteten 
Verfahren trotz der Interpellation du Ende geführt würden, 

glaube er, dass der Regierung Gelegenheit gegeben werden müsse, 
die Interpellation zu beantowrten. LPr stellt den Antrag auf 
Beantwortung. 

Abg. Schädler unterstutzt den lý. ntrag des Präsidenten. 

Abg. Kindle weist darauf hin, dass die Interpellation 

den Umständen der Zeit entsprechend eingebracht woril. en sei. 
Die Beantwortung wäre in der damaligen Zeit von Interesse 

gewesen. Lie Regierung soll die Interpellation beantworten. 

Regierungschef Frick beantwortet die Interpellation 
die folgenden , ortlaut hat : 

i 

e-
ar

ch
iv.

li



1-1 

`ýerr Pr_ýsice. lt, Herren : 1b-eardnete 

In Be, --nt, ortun der Intý=rpellrltion d. es Abgeordneten Kindle, 

mpchte ich heute Bericht erstatten über die bisherigen im R�iiiiien 

"er Säuberungsaktion gegen -lusl , nder ergangenen 4'regweisungsver 

'ügungen. Der nachfolgende Bericht wird eich auch mit den rechtlichen 

Grunc'satzen befassen, auf Grund deren die Ausweisungen erfolgen. Ich 

_je 
Ylegweicungsgründe einzu- gehe mich veranlasst, auch ausführlich rluf d 

gehen und. auf verschiedene Ausdrücke, die in der Interpellationsbe- 

5riindung enthalten sind zurück zukoramen und diese entschieden zurückzu- 

17eisen. 

1. ) Im Zuge der Säuberungsaktion sind bis heute in 15 Fällen 

2-9 Personen weggewiesen worden. D . von sind Reichsdeutsche 22, Oester- 

reicher 6, Schweizer 1. 

werden die Namen der 7eggewiesenen erst veröffentlichen, 

penn die Wegweisungsverfüg-ungen Rechtskraft erlangt haben. 

2. ) Es dürfte den Herren Abgeordneten bekannt sein, dass durch 

die Vereinbarung zwischen Liechtenstein und der Schweiz, betreffend 

die Regelung der fremdenpolizeilichen Vorschriften vom Jahre 1941 

von uns die schweizersiche Gesetzgebung übernommen wurde. Die Ein- 

und Ausreise und der Aufenth; >. it von Dritte eenen iusländern regelt 

sich seit 1941 ausschliesslich nach schweizersicher Gesetzgebung. 

Hinsichtlich der Ausweisung bleibt Liechtenstein gemäss Art. 8 lit. b 

dieser Vereinbarung frei. Wer aus Liechtenstein ausgewiesen werden 

soll, bestimmen die liec_tensteinischen Behörden. wenn aber eine Web- 

-1�-, Weisung von seiten Liechtensteins durchgeführt wird, so hat dies auf 

Grund der von uns übernommenen eidg. fremdenpolizeilichen Vorschriften 

zu erfolgen. 

Diese Materie ist inrt. lo ces Bundesgesetzes über Aufenthalt 

und Niederlassung von Ausländern vom 26.3.31 und in Art. 5 des Bundes- 

ratsbeschlusses vom 17.10.1939 geregelt. 

In der Schweiz befasste sich eine ausserordentliche Polizei- 

direktorenkonferenz am 25.6.45 eingehend mit dem Problem der Säuberung. 

Anlässlich dieser Konferenz wurde bestimmt, wer durch die Bundesbe- 

hörden im Sinne von Art. 7o der Bundesverfassung und wer auf Grund 

.. 
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der fremdenpolizeilichen Gesetze durch die kantonale Fremdenpolizei 

weggewiesen werden soll. Den Bundesbehörden wurden folgdnde Fälle 

zur Ausweisung überlassen: 

a) Angehörige von nat0Soz. Organisationen, die durch den von ihnen 

ausgeübten Terror als berüchtigt bekannt ggeworden sind, nämlich 

SS, Gestapo, SA und SD; 

b) Deutsche, die dringend verdächtigt sind unerlaubten militärischen, 

politischen oder wirtschaftlichen Nachrichtendienst betrieben zu 

haben; 

c) Deutsche, die eine leitende Funktion in einer nationalsozialisti- 

schen Organisation innegehabt haben oder aber Funktionäre und blosse 

Mitglieder einer solchen Organisation waren, wenn feststehtq dass, 

die letzten sich aktiv in nationalsozialistischem Sinne bestätigt, 

Propaganda betrieben, Landsleute unter Druck gesetzt oder sich 

abschätzig oder drohend gegenüber der Schweiz und schweizerischen 

Verhältnissen geäussert haben� 

Nach Art�lo ANA in Verbindung mit Art� 5 des BRD über 

Aenderung der frmmdenpolizeilichen Regelung vom 17010439 sollen 

ausgewiesen werden: 

a) Mitglieder der NSDAP, sofern nicht im Einzelfall besondere 

Entlastungsgründe geltend gemacht werden können. Eine Ausnahme ist 

namentlich geboten, wenn die Ausweisung im Einzelfall eine unver- 

hältnismässige Härte bedeuten würde und wenn die Gefahr einer künfti- 

gen staatsgefährlichen Tätigkeit als ausgeschlossen erscheinen kann; 

b) Mitglieder der nat�soz� Sportorganisationen; 

c) Deutsche, die sich besonders aktiv im nat�soz� Sinne betätigt 

haben, für die jedoch die Voraussetzungen zur Ausweisung nach Art. 

7o BV trotzdem nicht als gegeben betrachtet werden. 

In der Konferenzzimmersitzung des Landtages vom 18.9.45 

hat der Sprechende dem Landtage über die Liechtensteiner zur Anwendung 

kommenden Grundsätze für die Säuberung orientiert� Nach unseren 

damaligen Ausführungen sollen vor allem die Funktionäre der NSDAP 

und der NS-Nebenorganisationen, die ärgsten Provokateure und Nach- 

richtendienstler weggewiesen werden. Ueber diese Richtlinien sind 

wir nicht hinausgegangen. 
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Wir hoffen nur, thss diese Interpellation nicht den Anstoss 

dazu gibt, dass auch gegen die Mitglieder der NSDAP im allgemeinen vor- 

gegangen werden muss, denn was bis heute erfolgt ist, ist das Mini- 

mum dessen, was getan werden muss.. 

3. ) Die Ausweisungsgründe: 

Stellen wir uns einmal die Frage, warum der Nationalsozia- 

lismus so gefährlich und so gefürchtet war, so müssen wir uns Rechen- 

schaft geben, dass die NSDAP und ihre Gliederungen überaus straff' 

organisiert waren und dass vor allem die Parteifunktionäre durch- 

wegs auf den Führer eingeschworen waren. Befehle von oben herab 

wurden vorurteilslos entgegengenommen und ausgeführt und die unbe- 

dingte Treue und vorurteilsloses Vertrauen auf den Führer waren die 

Hauptrnerkrnale der Parteifunktionären Jede aktive Kontrolle des 

Volkes war bekanntlich in diesem System ausgeschaltet. Der hysteri- 

sche Ruf der Massenchöre: "Führer befiel, wir folgen"9 war wohl das 

schrecklichste, was ein Demokrat je zu hören bekam, Der National- 

sozialismus begnügte sich jedoch nicht mit der Erfassung des ganzen 

deutschen Volkes im Reiche, sondern es erfolgte auch die Gründung der 

Auslandsorganisationen. Die Gefährlichkeit der 5, Kolonne erkannte 

man erst recht beim Ueberfall auf Holland, Belgien, Luxemburg und 

Dänemark. Was diese 5. Kolonnen geleistet haben, war nichts anderes, 

als krasser Verrat im Gagtlande über Befehl der Oberleitung in 

Deutschlande Meine Herren, ich will keine langen Worte verlieren 

über den Aufbau der Auslandsorganisationen. Auf eines muss ich hin- 

weisen, unsere NSDAP mitsamt ihren Nebenorganisationen wie HJ, BDM, 

DAF, NSV, usw., unterstanden der gleichen Dienststelle, wie die 

5. Kolonnen in den von den Nazis übernannten Ländern. Wie deprimierend 

war es doch für die heimattreuen Liechtensteiner, die Nazis in die 

Parteilokale strömen zu sehen, wo die Siege gefeiert wurden, wo gegen 

"Engeland gefahren wurde", wo je nach ]Lage Brandreden gehalten wurden, 

wo das "Stillgestanden" geübt wurde und wo vor allem"Sieg-Heil" 

geschrieen wurde. Es war allen klar, dass auch unsere Nazis unbedingte 

Machtanbeter waren, genau wie ihre 3arteigenoss-en in Belgien, Holland 

usw. und auf Befehl auch gegen unser Land gearbeitet hätten. Dass 
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diese Befehle nicht gekommen sind, daran sind sie selber nicht sehr 

schuld. Dass aber auch bei uns die Befehle "von oben herab" bis zum 

lwtzten Moment prompt ausgeführt wurden, beweist die Tatsache, dass 

alle Parteifunktionäre dem Befehl der Vernichtung der Korrespondenz 

und Kafiteien bis auf eine Ausnahme prompt nachgekommen sind. Die 

nachfolgenden Hausdurchsuchungen lieferten nicht mehr viel Beweist' 

material zutage. Alles belastende Papier war schon in Rauch aufge- 

gangen. Wir glauben nun nicht, dass ein solches Vorgehen unbedingt 

nach dem Grundsatze: "Im Zweifelsfalle ist zu Gunsten des Angeklag- 

ten zu entscheiden" belohnt werden muss, wie das in der Interpell&e 

tionsbegründung so schön ausgeführt wurde. Denn noch leben die Zeu- 

gen, die allem mitgemacht haben. Die Parteifunktionäre und die Führer 

der Nebenorganisationen haben die NSDAP in Liechtenstein aufgebaut, 

bei allen Veranstaltungen war sie stets die Triebfeder. Wenn heute 

einer sagt, er sei nur gezwungen gewesen in der Partei mitzumachen, 

oder eine Partei zu übernehmen, so halten wir dem entgegen, dass ein 

solcher Parteigenosse auch den Befehl gegen sein Gastland t' wenn auch 

nur gezwungen -- durchgeführt hätten 

Angesichts dieser Tatsache darf eine Behörde oder ein Abge- 

ordneter nicht sentimental werden. Wir möchten den Interýellanten 

daran erinnern, dass diese Leute nicht nach Sibirien deportiert 

werden, sondern dass sie nach der Heimat können, die allerdings durch 

die von ihnen so verherrlichte Naziherrschaft stark gelitten hat. 

Der Interpellant verttitt die Ansicht, dass den Weggewiesenen 

kein rechtliches Gehör geschenkt worden sei. Dem ist entgegenzuhalten, 

dass durchwegs vor der Wegweisung eine Einvernahme durch die Landes- 

polizei erfolgten Die Parteifunktionäre und Provokateure waren übrigens 

unserer Polizei sowie der Fürstlichen Regierung durch ihre Tätigkeit 

wohl bekannt. Dass heute auch der ehemalige protzigste und aufgebla- 

senste Nazibonze klein und hässlich ist, ist nicht verwunderlich, wenn 

man bedenkt, dass auch die grossen Vorbilder in Deutschland sich ganz 

gleich benahmen. Selbstverständlich hatte keiner bei der Parteitätig- 

keit etwas Böses gedacht, jeder wollte nur das Beste für das Fürsten- 

ihams und für das liechtensteinische Volk. Wenn sich der Interpellant 

-5., 

. ý2Z 

e-
ar

ch
iv.

li



ý 
ý 

ý 5-I 

darüber aufhält, dass die "Verantwortung" der Weggewiesenen nicht 

ernst genommen worden sei, so müssen wir uns wirklich fragen, wo der 

Interpellant überhaupt hinaus will. Wenn die "Verantwortung" ernst ge- 

nommenverden sollte, so müssten überhaupt keine Ausweisungen erfol- 

gen, da alle, wie schon gesagt, nur das beste für Land und Volk 

wollten� Der Sprechende hat nicht von ungefähr dem Landtage in der 

Konferenzzimmersitzung vom 18s9o45 über die schweizerischen Richt- 

linien referiert und dort bekanntgegeben, dass die Regierung ge- 
r 

denke, den gleichen Weg zu beschreitend Wafen diese Richtlinien einmal 

übernommen, so waren selbstverständlich die Wegzuweisenden auch schon 

bestimmt. Ich würde es viel eher als eine Farce betrachten - um auf 

einen Ausdruck der Interpellation zurückzukommen, - wenn diese Per- 

sonen noch einem langen Kreuzverhör ausgesetzt würden. Dann hätte 

man vielleicht in einer Interpellation von Sadismus gesprochen, denn 

nach dem Vorgefallenen muss wohl alles für npöglich gehalten werdend 

Durch das Rekursverfahren wird übrigens jedem reichlich Gelegenheit 

zur Verteidigung gegeben. 

Auch der Sprechende hat mit Freude und Genugtuumg vernommen9 

dass sich in aller Welt, für das von den Nazis so verführte und ver- 

ratene deutsche Volk Stimmen regen. Ich muss aber den Herrn Inter- 

pellanten daran erinnern, dass sich diese Stimmen nicht für die 

Parteibonzen regen, sondern für das gewöhnliche zum grossen Teil un- 

schuldige deutsche Volk. Im ganzen englischen Parlamant werden Sie 

aber keinen Abgeordneten finden, der für solche Parteifunktionäre, 

Provokateure, Propagandisten und Nachrichtendienstler ein warmes 

Wort einlegen würde. Das müssen wir uns klar vor Augen halten. Es 

ist auch hier zwischen Verführten und Verführern streng zu unter- 

scheiden. Es ist sehr zu hoffen, dass die Alliierten Einsicht haben 

werden und dem deutschen Volke vor allem über den kommenden Winter 

hinweg helfen werden, damit die düsteren Voraussagen sich nicht er- 

füllen werden. Liechtenstein ist daran, auch seinen Beitrag an die 

Linderung der Not der unschuldigen Leidenden zu leisten. Es will 

vor allem gefährdete Kinder aufnehmen. 

"6» 
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Die NSDAP in Liechtenstein war für die liechtensteinischen 

Nazis die Lehrmeisterin und das ständige Vorbild. Unsere VDBL, die 

ein grosses Verbrechen an unserem Volke darstellt, war genau nach 

dem deutschen Muster organisierte Wir hatten bekanntlich einen Landes- 

leiter, einen Ortsgruppenleiter, Organisationsleiter, Sturmbannführer- 

die verschiedenen Parteisachwalter, eine landeseigene SA, eine NSVii 

eine NS-Frauenschaft, usw. Unsere Naziführer unterhielten mit einer 

Anzahl deutscher Führer intimste Freundschaften. Der Umbruch wurde 

selbstverständlich von den deutschen 2xxxxa Nazis mindestens durch 

Abonnenten unterstützt. Ja auf dem deutschen Generalkonsulat in 

Zürich sprach einmal ein Konsularbeamter vom "Umbruch" als von 

"unserer Zeitung". Ein anderer Deutscher schrieb vom "Umbruch" als 

von "unserem kleinen Kampfblatt". Die NSDAP war der VDBL ein starkes 

Rückgrate Die Massenversammlungen der Deutschen spornten die Nazis 

liechtensteinischer Nationalität jeweils zu noch grösserer Aktivität 

und Frechheit an. Es ist allerdings zu erwähnen, dass unser Staat 

in den letzten 6 Jahren von den eigenen natsoz. Söhnen und Töchtern 

mehr kritisiert und verschrieen wurde, als von den Deutschen. Zur 

Zeit als Deutschland auf der Höhe der Macht stand, kannten diese 

bekanntlich keine Hemmungen mehr. Die Bestrafung der llechtensteini- 

sehen Bürger kante aber nicht durch solche Massnahmen erfolgen, sondert 

ist Sache der Justiz. Soueit allerdings die Verwaltungsbehörden durch 

Disziplinarverfahren Abhilfe schaffen können, wird dies geschehen. 

Man könnte einwenden, dass die NSDAP und ihre Nebenorganisa- 

tionen von der Regierung nicht verboten war und dass deren Mitglie- 

der nichts Unerlaubtes taten, wenn sie sich im natsoz. Sinne betätig 

ten. Da liegt ein Vergleich mit einem Gastgeber nahe, dessen Gäste 

eine vorübergehende Ohnmacht des Hausherrn ausnützen, uni sich ganz 

gegen die Intentionen des Gastgebers zu benehmen. Sbbald der Hausherr 

wieder in den vollen Besitz seiner Kräfte kommt, wirft er mit Recht 

die ärgsten seiner vermeintlichen Gäste hinaus. Tut er das nicht, 

so stellen ihm seine Gäste bei einer späteren Gelegenheit vielleicht 

noch etwas viel Schlimmeres an. Liechtenstein musste die Gründung 

un d den Aufbau der NSDAP auf seinem Territorium erdulden, obwohl 

die grosse Mehrheit der Bevölkerung deswegen erbost und beunruhigt 
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war. Der Bestand der NSDAP war wirklich eine beständige Bedrohung 

des Landes und der heimattreuen Bevölkerung. Jeder von uns war be- 

spitzelt und im Falle eines Umschwunges hätten unsere Gäste wahr- 

scheinlich nicht soviel Verständnis für uns aufgebracht9 als wir 

heute für sie. Von christlicher Duldsamkeit und Nächstenliebe hätten 

wir wahrscheinlich nicht mehr viel verspürt, da kaum je ein System 

die christlichen Grundsätze so mit Füssen getreten hat, wie der zur 

Religion erhobene Nationalsozialismus und wenn wir nun die Diener 

und Priester dieser unglücklichen Religion wegweisen, so verstossen 

wir uns nicht gegen die Grundsätze des Ehrsitentums und der bürger- 

lichen Rechtlihckeit. Auch der sanftmütige sus Uhristusýhat den 

Temep gereinigt. Die christliche Religion, an die man sich heute 

wo gern wieder erinnert, kennt eben nicht nur eine göttliche Barm- 

herzigkeit, sondern auch eine göttliche Gerechtigkeit. Die bis heute 

erfolgten Ausweisungen sind die ganz logischen Folgen der früheren 

Handlungen der Betroffenen. 

Wenn aber all die angeführten Gründe für die Ausweisungen n 

nicht als genügend angesehen werden sollten, dass müsste das folgen- 

de Argument des letzten verantwortungsbewussten Abgeordneten Anlass 

zum Denken geben. Das Land Liechtenstein wurde in der Weltpresse 

bis zum Antritt der neuen Regierung monatelang als Nazi-Reduit 

verschrieen, Die neue Regierung versprach hier durchzugreifen. Es 

darf aber nicht nur bei den Worten bleiben, sondern es haben die 

Taten zu folgen. Wir haben jeden nat. soz0 Einfluss in unserem Lande 

zu berechnen und zu ahnden, Die ärgsten Auslandnazi haben das Land 

zu verlassen, die aktivsten liechtensteinischen Nazi haben sich vor 

dem Berichte zu verantworten, der Lehrerstand ist vom Landesschul» 

rate von Nazielementen zu säubern. Erst wenn diese Aufgaben erfüllt 

sind dürfen wir mit Recht erwarten, dass man uns wieder ernst 

nimmt und erst dann können wir auch erwarten, dass unsere Grenzern 

gegenüber der Schweiz wieder in den normalen Zustand gebracht wird. 

In dieser Sache hätten wir dem Landtage noch allerhand mitzuteilen, 

doch kann dies in aller Oeffentlichkeit nicht erfolgen. 

Wir stimmen dem in der Interpellationsbegründung enthalte- 
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nen Satze: "Das liechtensteinische Volk aber trägt moralisch vor 

sich und der Nachwelt die Verantwortung für das Geschehen und es ist 

sich seiner Verantwortung auch voll bewussto Es weiss genau, dass 

der liechtensteinische Staat in seiner Kleinheit nur aufgebaut auf 

klarer, bürgerlicher Rechtlichkeit und auf christlich- katholischer 

Grundhaltung existenzfähig istg" voll inhaltlich zu� Ja bürgerliche 

Rechtlichkeit und christlich-katholische Grundhaltung verlangt von 

unsuns auch hier ein konsequentes Handeln. Es wäre sicher ganz un- 

logisch, wenn solche recht gefährliche Gäste unser Land nicht ver- 

lassen müssten. Wir wollen heute keine Präjudizfälle für eine spätere 

5, Kolonne schaffen. Wenn einer sich in dieser Form gegen das Gast- 

recht verstösst, so soll er die Früchte seines fandels tragen, auch 

wenn sie hart sindp Wir haben gottlob eine ganze Reihe deutscher 

und österreichischer Staatsangehöriger, die sich durchwegs anständig 

und loyal verhalten haben. Wenn mit der Tätigkeit der NSDAP und der 

NS-Nebenorganisation auf einer anderen Weise abgerechnet wird, ermög- 

lichen wir mindestens 95% der hier ansässigen Deutschen und Oester- 

reichern den Wiederanschluss an die einheimische Bevölkerung. 

Das Hauptverbrechen am Auslandsdeutschtum ging vor der A. O. der NSDAP 

aus, die die Auslandsdeutschen organisierte, sie von der andern Bevöl- 

kerung losriss, uma auch diese ganz in der Hand zu haben. Die Partei- 

funktionäre haben sich hiebai als treue und vorurteilslose Diener 

benommen, 

Die Interpellation enthält u. ao dass der politische Hass 

und der Eigennutz nicht die TrießBeder der Haltung unseres Volkes 

sein dürfen. Wie solche Ausdrücke in diese Begründung kommen, ist uns 

tatsächlich ein Rätsel. Mit aller Entschiedenheit weisen wir solche 

Worte zurück. Der Sprechende war zwar von allem Anfang an ein ent. 

schiedner Gegner des Nationalsozialismus weil er fühlte, dass dieses 

System das grosse deutsche Volk über kurz oder lang nur in den Ab- 

grund führen würde. Der Nationalsozialismus hat zwar den heithattreuen 

Liechtensteinern das Leben jahrelang recht sauer gemacht und trotzdem 

hat man nicht hassen gelernt. Die erfolgten Wegweisungen sind kein 

Ausfluss des Hasses, nein sie gehören, wie schon des langen ausge- 

führt, zu den dringend notwendigen Staatsaufgaben. Wir wissen, dass- 
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die Gegner der Wegweisungen ins Feld führen, dass diese Massnahmen 

eine Belastung für die späteren Beziehungen zu Deutschland sein 

könnten. Dem möchten wir entgegenhalten, dass das richtig wäre, wenn 

die nat. soz. Hydra ihr Haupt wieder erheben könnte. Dass dies aber 

nicht mehr erfolgt, dafür wird das deutsche Volk selber Sorge tragen, 

von den Alliierten ganz zu schweigen, Das kommende demokratische 

Deutschland wird uns dankbar sein, wenn wir hier kein Nazirdduit 

aufkommen liessen und die hiesigen Führer zum Umlernen und Wieder- 

aufbau nach Deutschland schicken, Wir glauben nicht, dass es notwendig 

ist, darauf hinzuweisen, dass niemand des Landes verwiesen nur weil 

er Deutscher war. 
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Ab g. Kindle stellt fest, dass die -Lnterpellation an die 
Legierung gerichtet war und nicht an I errn Legierungschef per- 
sönlich. Die heutige Erklärung sei eine private linsicht des 
Ilerrn Legierungschefs und soviel er wisse, sei das Regierungsi+ 
kollegiun vom Inhalte dieser Beantwortung nicht in r'Lenntnis ge- 
setzt worden. Ferner fügte er bei, dass trotz der heutigen 
Erklärung er der Auffassung sei, dass Ungerechtes passiert 
sei. In der Regierungserklärung habe es nur von einer Säuberung 
von staatsfeindlichen Elementen geheissen. Er müsse feststellen, 
dass verschiedentlich weiter gegangen worden sei, dass in ver- 
schiedenen Schweizerkantonen. 

Re_ierungschef Frick f Art aus, dass nach Art. 63 der 
Verfassung der R. gierungsvertreter verpflichtet sei, Inter- 

pellationen zu beantworten. 

Deer Präsident bemerkt, dass hier nicht so weit gegangen 
worden sei. wie in der Schweiz. Dort seien sogar alle Pg. ausge- 
wwiesen worden, Was bei uns gemacht worden sei, sei nur das, 

s unbedingt getan werden musste. 
Abg. Kindle macht geltend, da--s in der Schweiz verschie- 

dene Härtefälle berücksichtigt worden seien. 
Regierungschef Prick antwortet, dass saines '; Wissens die 

Verwaltungsbeschwerdeinstanz in ein oder 2 Fällen die Auswei- 

sung als zu hart empfunden habe und den Rekurs geschützt habe. 

Aber Nachrichtendienstler, Parteifunktionäre, Provokateure, 

usw. fänden in der Schweiz unter gar keiner Bedingung eine 
Berücksichtigung, sondern nur solche, die lediglich Mitglied 

der Partei waren und sich weiter nicht politisch betätigten. 

Parteifunktionäre müssen schon auf Grund der von der Schweiz 

übernommenen Richtlinien ausgewiesen werden. 

Hierauf schliesst der Präsident die Sitzung des Land- 

tageso 
Sý�hluss der Sitzung um 1ßo15 Uhr. 
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